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Haushaltsbegleitgesetz  

zum zweiten Nachtragshaushalt des  

Haushaltsjahres 2023 

Haushaltsbegleitgesetz  

zum zweiten Nachtragshaushalt des  

Haushaltsjahres 2023 

  

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über  

den Finanzausgleich 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über  

den Finanzausgleich 

  

 Das Niedersächsische Gesetz über den Finanzaus-

gleich in der Fassung vom 14. September 2007 

(Nds. GVBl. S. 466), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 30. November 2022 (Nds. GVBl. S. 732), 

wird wie folgt geändert: 

unverändert 

  

1. § 1 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:  

  

a) Nummer 5 erhält folgende Fassung:  

  

„5. einen mit dem einheitlichen Vomhundert-

satz nach Satz 1 Nr. 1 vervielfältigten Be-

trag in Höhe von 179 000 000 Euro im 

Jahr 2023 und in Höhe von 

190 000 000 Euro im Jahr 2024 zur antei-

ligen Finanzierung von Maßnahmen der 

Weiterentwicklung der Qualität und Ver-

besserung der Teilhabe in der Kinderta-

gesbetreuung,“. 

 

  

b) Es wird die folgende neue Nummer 6 einge-

fügt: 

 

  

„6. einen mit dem einheitlichen Vomhundert-

satz nach Satz 1 Nr. 1 vervielfältigten Be-

trag in Höhe von 119 000 000 Euro ab 

dem Jahr 2023 zur anteiligen Finanzie-

rung der Ausgaben im Zusammenhang 

mit Geflüchteten sowie“. 

 

  

c) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7.  

  

2. § 24 Abs. 1 erhält folgende Fassung:  

  

 „(1) 1Der Betrag nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 

beläuft sich für das Jahr 2023 auf 191 000 000 Euro 

und für das Jahr 2024 auf 57 600 000 Euro. 2Er 

dient zur anteiligen Finanzierung der Aufnahme, Un-

terbringung und Versorgung von Kriegsvertriebenen 

aus der Ukraine sowie der Umsetzung des am 

29. September 2020 von der Bundeskanzlerin so-

wie den Regierungschefinnen und Regierungschefs 

der Länder unterzeichneten Pakts für den Öffentli-

chen Gesundheitsdienst.“ 
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Aufnahmegesetzes Änderung des Aufnahmegesetzes 

  

 § 4 b des Aufnahmegesetzes vom 11. März 2004 

(Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 23. September 2022 (Nds. GVBl. S. 596), 

erhält folgende Fassung: 

 § 4 b des Aufnahmegesetzes vom 11. März 2004 

(Nds. GVBl. S. 100), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 23. September 2022 (Nds. GVBl. S. 596), 

erhält folgende Fassung: 

  

„§ 4 b „§ 4 b 

Sonderzahlung im Jahr 2023 Sonderzahlung im Jahr 2023 

  

 (1) 1Das Land zahlt den Landkreisen und kreisfreien 

Städten zur finanziellen Unterstützung bei der Aufnahme 

und Unterbringung von Kriegsvertriebenen aus der Ukra-

ine im Jahr 2023 zusätzlich zu der Kostenabgeltung nach 

§ 4 Abs. 1 bis 3 einmalig 50 000 000 Euro. 2An der Son-

derzahlung nach Satz 1 beteiligen die Landkreise ihre 

kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden ent-

sprechend der zwischen dem jeweiligen Landkreis und 

seinen kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemein-

den vereinbarten oder der tatsächlichen Aufteilung der 

Kosten für die Aufnahme und Unterbringung von Kriegs-

vertriebenen aus der Ukraine. 

 (1) 1Das Land zahlt den Landkreisen und kreisfreien 

Städten zur finanziellen Unterstützung bei der Aufnahme 
und Unterbringung von unter den § 24 AufenthG fallen-

den Kriegsvertriebenen aus der Ukraine im Jahr 2023 zu-

sätzlich zu der Kostenabgeltung nach § 4 Abs. 1 bis 3 ein-
malig 50 000 000 Euro. 2An den Mitteln nach Satz 1 be-

teiligen die Landkreise ihre kreisangehörigen Gemeinden 

und Samtgemeinden entsprechend der zwischen dem je-

weiligen Landkreis und seinen kreisangehörigen Gemein-

den und Samtgemeinden vereinbarten oder der tatsächli-

chen Aufteilung der Kosten für die Aufnahme und Unter-
bringung von solchen Kriegsvertriebenen aus der Ukra-

ine. 

  

 Anmerkung: 

Zu Satz 1: 

Die vorgeschlagene Ergänzung dient der Präzisierung. 

Die Sonderzahlung soll im Hinblick auf die Mehraufwen-

dungen der Landkreise und kreisfreien Städte erfolgen, 

die ihnen bei der Aufnahme von Kriegsvertriebenen aus 

der Ukraine entstehen, die unter § 24 AufenthG fallen 

(vgl. auch die Entwurfsbegründung, S. 6). Letzteres ist im 

Regelungstext aber nicht abgebildet. Auch wenn es sich 

hier nicht um eine „echte“, im Einzelfall nachzuweisende 

Zweckbindung der Mittel handelt, schlagen wir vor, die 

Zweckbestimmung entsprechend zu präzisieren, vgl. ne-

ben § 4 b Abs. 1 in der jetzigen Fassung auch § 4 c Abs. 2 

Satz 1, dessen Formulierung die vorgeschlagene Ergän-

zung insoweit übernimmt.  

 

Zu Satz 2: 

Aus sprachlichen Gründen und im Sinne der Vereinheitli-

chung der Begrifflichkeiten (s. den einleitenden Rege-

lungsteil in Absatz 2 am Anfang) sollte am Satzanfang wie 

vorgeschlagen formuliert werden. 

 

Die außerdem vorgeschlagene Ergänzung des Wortes 

„solchen“ vor dem Wort „Kriegsvertriebenen“ nimmt Be-

zug auf die zu Satz 1 zur Ergänzung vorgeschlagene For-

mulierung und soll klarstellen, dass es auch insoweit um 

die Kosten für die Aufnahme und Unterbringung von unter 

den § 24 AufenthG fallenden Kriegsvertriebenen aus der 

Ukraine geht. 
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 (2) Die Mittel nach Absatz 1 Satz 1 werden auf die 

Landkreise und kreisfreien Städte wie folgt verteilt:  

 (2) Die Mittel nach Absatz 1 Satz 1 werden auf die 

Landkreise und kreisfreien Städte wie folgt verteilt:  

  

1. 20 % der Mittel nach dem Anteil der Aufwendungen 

eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt im 

Oktober 2022 für Unterkunft und Heizung nach § 22 

Abs. 1 des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs 

(SGB II), die für Bedarfsgemeinschaften entstanden 

sind, denen mindestens eine nach § 19 Abs. 1 

SGB II leistungsberechtigte Person angehört, die 

die ukrainische Staatsangehörigkeit besitzt und die 

vor Juni 2022 einen Anspruch auf Leistungen nach 

§ 22 Abs. 1 SGB II nicht hatte und Arbeitslosengeld 

nicht bezogen hat, an den Aufwendungen aller 

Landkreise und kreisfreien Städte für Unterkunft und 

Heizung laut der Sonderauswertung der Bunde-

sagentur für Arbeit ‚Bestand an Bedarfsgemein-

schaften mit mindestens einem Regelleistungsbe-

rechtigten (RLB) mit der Staatsangehörigkeit Ukra-

ine, mit einem Zugang ab Juni 2022 ohne Vorbezug 

von Arbeitslosengeld (ALG, ALG II) und deren Zah-

lungsansprüche (ZA) für laufende Kosten der Unter-

kunft und Heizung (lfd. KdU) 1,2,3‘, 

1. 20 % der Mittel nach dem sich aus der Sonderaus-

wertung der Bundesagentur für Arbeit ‚Bestand an 

Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem Re-

gelleistungsberechtigten (RLB) mit der Staatsange-

hörigkeit Ukraine, mit einem Zugang ab Juni 2022 

ohne Vorbezug von Arbeitslosengeld (ALG, ALG II) 

und deren Zahlungsansprüche (ZA) für laufende 

Kosten der Unterkunft und Heizung (lfd. KdU) 1,2,3‘ 
ergebenden Anteil der Aufwendungen eines Land-

kreises oder einer kreisfreien Stadt im Oktober 2022 
für Leistungen für Unterkunft und Heizung nach 

§ 22 Abs. 1 des Zweiten Buchs des Sozialgesetz-

buchs (SGB II), die für Bedarfsgemeinschaften ent-

standen sind, denen mindestens eine nach § 19 

Abs. 1 SGB II leistungsberechtigte Person ange-

hört, die die ukrainische Staatsangehörigkeit besitzt 

und die vor Juni 2022 einen Anspruch auf Leistun-

gen nach § 22 Abs. 1 SGB II nicht hatte und Arbeits-

losengeld nicht bezogen hat, an den Aufwendungen 
für Leistungen für Unterkunft und Heizung nach 

§ 22 Abs. 1 SGB II, die allen Landkreisen und kreis-

freien Städten des Landes für solche Bedarfsge-

meinschaften im Oktober 2022 entstanden sind, 

  

 Anmerkung: 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen insbesondere 

der genauen Abbildung dessen, was nach Erklärung des 

Innenministeriums (MI) die Bezugsgröße „Aufwendungen 

aller Landkreise und kreisfreien Städte für Unterkunft und 

Heizung“ darstellen soll. 

 

So hat MI auf Nachfrage bestätigt, dass die genannte Be-

zugsgröße sich ebenfalls allein auf den Monat Oktober 

2022 beziehen soll, sodass also die Aufwendungen des 

einzelnen Landkreises oder der einzelnen kreisfreien 

Stadt im Oktober 2022 mit den Aufwendungen aller Land-

kreise und kreisfreien Städte im Oktober 2022 ins Verhält-

nis gesetzt werden sollen, wobei zudem nur die Aufwen-

dungen aller Landkreise und kreisfreien Städte des Lan-

des Niedersachsen gemeint sind. Außerdem und insbe-

sondere sollen in die Bezugsgröße insoweit auch nicht  

- wie es die Entwurfsfassung ihrem Wortlaut nach vor-

sieht - all die Aufwendungen für Leistungen für Unterkunft 

und Heizung einfließen, die insgesamt, also für alle Leis-

tungsberechtigten entstanden sind, sondern ebenfalls nur 

diejenigen Aufwendungen, die für Bedarfsgemeinschaf-

ten entstanden sind, denen mindestens eine nach § 19 

Abs. 1 SGB II leistungsberechtigte Person angehört, die 

die ukrainische Staatsangehörigkeit besitzt und die vor 

Juni 2022 einen Anspruch auf Leistungen nach § 22 

Abs. 1 SGB II nicht hatte und Arbeitslosengeld nicht be-

zogen hat. 

 

https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/7a9c3d3f-7d94-37af-a99b-51c6cbc07efe
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/7a9c3d3f-7d94-37af-a99b-51c6cbc07efe
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/7a9c3d3f-7d94-37af-a99b-51c6cbc07efe
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/7a9c3d3f-7d94-37af-a99b-51c6cbc07efe
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/c73acb66-b00d-3684-a7fc-d7c16b5bde6e
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Die von uns vorgeschlagene Fassung stellt dies jeweils 

klar (s. den Formulierungsvorschlag am Ende), wobei die 

Umstellung im Satzbau (Vorziehen der Angabe „Sonder-

auswertung der Bundesagentur für Arbeit […]“) lediglich 

eine Folgeänderung darstellt, die aus sprachlichen Grün-

den erfolgt. Die außerdem vorgeschlagene Verwendung 

der Formulierung „Aufwendungen für Leistungen für Un-

terkunft und Heizung“ (vgl. auch § 6 Nds. AG SGB II und 

§ 6 b BKGG) statt „Aufwendungen für Unterkunft und Hei-

zung“ dient dabei ebenso wie die ergänzte Verweisung 

auf § 22 Abs. 1 SGB II der Präzisierung. 

 

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass - wie MI auf Nach-

frage erklärt hat - die Sonderauswertung, aus der nach 

dem Entwurf innerhalb der Nummer 1 der Verteilungs-

maßstab entnommen werden soll, als Sonderauswertung 

im Auftrag des Landes nicht öffentlich verfügbar, weil 

nicht publiziert ist. Dies hat aber zur Folge, dass nicht all-

gemein nachvollziehbar ist, welchen Inhalt die Regelung 

genau hat bzw. was sie bewirkt. Dies ist mit Blick auf den 

im Rechtsstaatsprinzip wurzelnden Grundsatz der Be-

stimmtheit und Normenklarheit nicht ganz unproblema-

tisch, erscheint uns aber im vorliegenden Fall vertretbar, 

jedenfalls wenn die zahlungsberechtigten Landkreise und 

kreisfreien Städte Zugriff auf die genannte Sonderaus-

wertung haben. Der Bestimmtheitsgrundsatz verlangt 

nämlich, dass Normen so formuliert sind, dass der Norm-

adressat die Folgen der Regelung vorhersehen (und sein 

Verhalten danach ausrichten) kann, dass Regierung und 

Verwaltung im Gesetz steuernde und begrenzende Hand-

lungsmaßstäbe vorfinden und dass die Gerichte eine 

wirksame Rechtskontrolle vornehmen können (vgl. etwa 

BVerfGE 110, 33 [54 f.]; 165, 11 [44 f.]; Jarass, in: Ja-

rass/Pieroth, GG, 17. Aufl. 2022, Artikel 20, Rn. 83; 

Grzeszick, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, Artikel 20, 

Rn. 58). Dies dürfte aber vorliegend als erfüllt anzusehen 

sein, wenn man berücksichtigt, dass es sich bei der hie-

sigen Regelung um eine Vorschrift handelt, die nicht das 

Verhältnis Staat - Bürger und Eingriffe in grundrechtliche 

Freiheiten betrifft, sondern „nur“ die Verteilung finanzieller 

Mittel zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen, 

dass das Land als Zahlungsverpflichteter und die Kom-

munen als Zahlungsberechtigte - über ihre Spitzenver-

bände - sich vorab auf die im Gesetzentwurf vorgesehe-

nen Verteilungsmaßstäbe, in Kenntnis derselben, ver-

ständigt haben (s. die Entwurfsbegründung, S. 6) und 

dass im Streitfalle die Gerichte nach Vorlage der maßgeb-

lichen Sonderauswertung die Erfüllung der gesetzlichen 

Zahlungsverpflichtung gegenüber der einzelnen Kom-

mune wirksam überprüfen können.  
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2. 40 % der Mittel nach der Aufnahmequote eines 

Landkreises oder einer kreisfreien Stadt nach der 

Festsetzung der Aufnahmequoten für die Land-

kreise und kreisfreien Städte nach § 1 durch das für 

Inneres zuständige Fachministerium zum Stichtag 

23. September 2022 und 

2. unverändert 

  

3. 40 % der Mittel nach dem Anteil der in einem Land-

kreis oder einer kreisfreien Stadt aufhältigen Perso-

nen, die seit dem 24. Februar 2022 aus der Ukraine 

nach Deutschland eingereist sind, an der Gesamt-

zahl dieser in allen Landkreisen und kreisfreien 

Städten aufhältigen Personen laut Sonderauswer-

tung aus dem Ausländerzentralregister des Bundes-

amtes für Migration und Flüchtlinge ‚Anzahl der zum 

Stand 29. Januar 2023 aufhältigen Personen, die 

seit dem 24. Februar 2022 nach Deutschland einge-

reist sind, für Bundesland: Niedersachsen‘.“ 

3. 40 % der Mittel nach dem sich aus der Sonderaus-

wertung aus dem Ausländerzentralregister des Bun-

desamtes für Migration und Flüchtlinge ‚Anzahl der 

zum Stand 29. Januar 2023 aufhältigen Personen, 

die seit dem 24. Februar 2022 nach Deutschland 
eingereist sind, für Bundesland: Niedersachsen‘ er-

gebenden Anteil der in einem Landkreis oder einer 

kreisfreien Stadt aufhältigen Personen, die seit dem 

24. Februar 2022 aus der Ukraine nach Deutsch-
land eingereist sind, an der Gesamtzahl solcher in 

allen Landkreisen und kreisfreien Städten des Lan-

des aufhältigen Personen.“ 

  

 Anmerkung: 

Die vorgeschlagene Umstellung im Satzbau (Vorziehen 

der Angabe „Sonderauswertung aus dem Ausländerzent-

ralregister des Bundesamtes für Migration und Flücht-

linge […]“) dient allein der Angleichung an den geänder-

ten Aufbau der Regelung in Nummer 1 (vgl. den dortigen 

Formulierungsvorschlag und die dazugehörige Anmer-

kung). Die Ersetzung des Wortes „dieser“ durch „solcher“ 

hat nur sprachliche Gründe (vgl. auch die Formulierungs-

vorschläge zu Absatz 1 Satz 2 a. E. und zu Nummer 1 

des vorliegenden Absatzes a. E.). Die außerdem vorge-

schlagene Ergänzung der Worte „des Landes“ erfolgt 

auch hier zum Zwecke der Präzisierung der Bezugs-

größe. 

 

Im Übrigen vgl. im Hinblick auf die hier als Verteilungs-

maßstab fungierende - nach Erklärung des MI ebenfalls 

nicht publizierte - Sonderauswertung die Anmerkung zu 

Nummer 1 zu der dort maßgeblichen Sonderauswertung; 

die dortigen Ausführungen gelten hier entsprechend.  

  

  

Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes 

  

 Die Anlage 2 (zu § 5 Abs. 3, § 22 Abs. 1 und § 37) 

des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes vom 

20. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep-

tember 2022 (Nds. GVBl. S. 611), wird wie folgt geändert: 

unverändert 

  

1. In der Besoldungsgruppe B 6 wird bei dem Amt „Mi-

nisterialdirigentin, Ministerialdirigent“ der Funktions-

zusatz „– in der Presse- und Informationsstelle der 

Landesregierung –“ durch den Funktionszusatz „– 
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als Leiterin oder Leiter der Vertretung des Landes 

Niedersachsen beim Bund in Berlin –“ ersetzt. 

  

2. Dem Abschnitt „Künftig wegfallende Ämter“ wird die 

folgende Besoldungsgruppe angefügt: 

 

  
„Besoldungsgruppe B 6  

  

Ministerialdirigentin, Ministerialdirigent   

  

– in der Presse- und Informationsstelle der Landes-

regierung –“. 

 

  

  

Artikel 4 Artikel 4 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes  

zur Ausführung des Zweiten Buchs des  

Sozialgesetzbuchs und des § 6 b des  

Bundeskindergeldgesetzes 

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes  

zur Ausführung des Zweiten Buchs des  

Sozialgesetzbuchs und des § 6 b des  

Bundeskindergeldgesetzes 

  

 In § 6 Abs. 1 Satz 1 des Niedersächsischen Geset-

zes zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetz-

buchs und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes vom 

16. September 2004 (Nds. GVBl. S. 358), zuletzt geän-

dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. September 

2022 (Nds. GVBl. S. 596), werden die Worte „das Jahr 

2022“ durch die Worte „die Jahre 2022 und 2023“ ersetzt. 

unverändert 

  

  

Artikel 5 Artikel 5 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

  

 Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

unverändert 

  

 

 


